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(Ubersetzung)
UBEREINKOMMEN UBER DIE ZUSTANDIGKEIT, DAS ANZUWENDENDE RECHT,
DIE ANERKENNUNG, VOLLSTRECKUNG UND ZUSAMMENARBEIT AUF DEM

GEBIET DER ELTERLICHEN VERANTWORTUNG UND DER MASNAHMEN ZUM
SCHUTZ VON KINDERN

Die Unterzeichnerstaaten dieses Ubereinkommens -

in der Erwégung, dass der Schutz von Kindern im internationalen Bereich verbessert werden
muss;

in dem Wunsch, Konflikte zwischen ihren Rechtssystemen in bezug auf die Zustdndigkeit, das
anzuwendende Recht, die Anerkennung und Vollstreckung von Mallnahmen zum Schutz von
Kindern zu vermeiden;

eingedenk der Bedeutung der internationalen Zusammenarbeit fiir den Schutz von Kindern;
bekriftigend, dass das Wohl des Kindes vorrangig zu beriicksichtigen ist;

angesichts der Notwendigkeit, das Ubereinkommen vom 5. Oktober 1961 iiber die Zustindigkeit
der Behorden und das anzuwendende Recht auf dem Gebiet des Schutzes von Minderjéhrigen zu
uberarbeiten;

in dem Wunsch, zu diesem Zweck unter Beriicksichtigung des Ubereinkommens der Vereinten
Nationen vom 20. November 1989 iiber die Rechte des Kindes gemeinsame Bestimmungen

festzulegen -

haben die folgenden Bestimmungen vereinbart:

Kapitel I Anwendungsbereich des Ubereinkommens

Artikel 1

(1) Ziel dieses Ubereinkommens ist es,
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a) den Staat zu bestimmen, dessen Behorden zustindig sind, MaBBnahmen zum Schutz der
Person oder des Vermdgens des Kindes zu treffen;

b) das von diesen Behorden bei der Ausiibung ihrer Zustandigkeit anzuwendende Recht zu
bestimmen;

c) das auf die elterliche Verantwortung anzuwendende Recht zu bestimmen;

d) die Anerkennung und Vollstreckung der SchutzmafBBnahmen in allen Vertragsstaaten
sicherzustellen;

e) die zur Verwirklichung der Ziele dieses Ubereinkommens notwendige Zusammenarbeit

zwischen den Behorden der Vertragsstaaten einzurichten.

2) Im Sinn dieses Ubereinkommens umfasst der Begriff "elterliche Verantwortung" die
Obsorge und jedes andere entsprechende Sorgeverhiltnis, das die Rechte, Befugnisse und
Pflichten der Eltern, des Vormunds oder eines anderen gesetzlichen Vertreters in bezug auf die
Person oder das Vermdgen des Kindes bestimmit.

Artikel 2

Dieses Ubereinkommen ist auf Kinder von ihrer Geburt bis zur Vollendung des 18. Lebensjahrs
anzuwenden.

Artikel 3

Die MaBinahmen, auf die in Artikel 1 Bezug genommen wird, konnen insbesondere folgendes
umfassen:

a) die Zuweisung, die Ausiibung und die vollstandige oder teilweise Entziehung der
elterlichen Verantwortung sowie deren Ubertragung;

b) das Sorgerecht einschlielich der Sorge fiir die Person des Kindes und insbesondere des
Rechts, den Aufenthalt des Kindes zu bestimmen, sowie das Recht auf personlichen Verkehr
einschlieBlich des Rechts, das Kind fiir eine begrenzte Zeit an einen anderen Ort als den seines
gewohnlichen Aufenthalts zu bringen,;

c) die Vormundschaft, die besondere Sachwalterschaft und entsprechende Einrichtungen;

d) die Bestimmung und den Aufgabenbereich jeder Person oder Stelle, die fiir die Person
oder das Vermogen des Kindes verantwortlich ist, das Kind vertritt oder ihm beisteht;
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e) die Unterbringung des Kindes in einer Pflegefamilie oder einem Heim oder seine
Betreuung durch Kafala oder eine entsprechende Einrichtung;

f) die behordliche Aufsicht liber die Betreuung eines Kindes durch jede Person, die fiir das
Kind verantwortlich ist;

g) die Verwaltung und Erhaltung des Vermdgens des Kindes oder die Verfiigung dariiber.

Artikel 4
Dieses Ubereinkommen ist nicht anzuwenden
a) auf die Feststellung und Anfechtung des Eltern-Kind-Verhéltnisses;

b) auf Adoptionsentscheidungen und Mallnahmen zur Vorbereitung einer Adoption sowie
auf die Ungiiltigerklarung und den Widerruf der Adoption;

c) auf Namen und Vornamen des Kindes;
d) auf die Volljahrigerklarung;

e) auf Unterhaltspflichten;

f) auf trusts und Erbschaften;

g) auf die soziale Sicherheit;

h) auf 6ffentliche MaBnahmen allgemeiner Art in Angelegenheiten der Erziehung und
Gesundheit;

1) auf Mafinahmen infolge von Straftaten, die von Kindern begangen wurden;

1) auf Entscheidungen iiber Asylrecht und Einwanderung.

Kapitel II Zustidndigkeit

Artikel 5
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(1) Die Behdrden, seien es Gerichte oder Verwaltungsbehdrden, des Vertragsstaats, in dem
das Kind seinen gewdhnlichen Aufenthalt hat, sind zustindig, Mainahmen zum Schutz der
Person oder des Vermdgens des Kindes zu treffen.

(2)  Vorbehaltlich des Artikels 7 sind bei einem Wechsel des gewohnlichen Aufenthalts des
Kindes in einen anderen Vertragsstaat die Behdrden des Staates des neuen gewdhnlichen
Aufenthalts zustandig.

Artikel 6

(1) Uber Fliichtlingskinder und Kinder, die infolge von Unruhen in ihrem Land in ein anderes
Land gelangt sind, {iben die Behorden des Vertragsstaats, in dessen Hoheitsgebiet sich die Kinder
demzufolge befinden, die in Artikel 5 Absatz 1 vorgesehene Zusténdigkeit aus.

2) Absatz 1 ist auch auf Kinder anzuwenden, deren gewohnlicher Aufenthalt nicht
festgestellt werden kann.

Artikel 7

(1)  Bei widerrechtlichem Verbringen oder Zuriickhalten des Kindes bleiben die Behorden des
Vertragsstaats, in dem das Kind unmittelbar vor dem Verbringen oder Zuriickhalten seinen
gewohnlichen Aufenthalt hatte, so lange zusténdig, bis das Kind einen gewdhnlichen Aufenthalt
in einem anderen Staat erlangt hat und

a) jede sorgeberechtigte Person, Behorde oder sonstige Stelle dem Verbringen oder
Zuriickhalten zugestimmt hat, oder

b) das Kind sich in diesem anderen Staat mindestens ein Jahr aufgehalten hat, nachdem die
sorgeberechtigte Person, Behorde oder sonstige Stelle seinen Aufenthaltsort kannte oder hétte
kennen miissen, kein wihrend dieses Zeitraums gestellter Antrag auf Riickgabe mehr anhingig ist
und das Kind sich in seinem neuen Umfeld eingelebt hat.

2) Das Verbringen oder Zuriickhalten eines Kindes gilt als widerrechtlich, wenn
a) dadurch das Sorgerecht verletzt wird, das einer Person, Behorde oder sonstigen Stelle

allein oder gemeinsam nach dem Recht des Staates zusteht, in dem das Kind unmittelbar vor dem
Verbringen oder Zuriickhalten seinen gewohnlichen Aufenthalt hatte, und
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b) dieses Recht im Zeitpunkt des Verbringens oder Zuriickhaltens allein oder gemeinsam
tatséchlich ausgeiibt wurde oder ausgeiibt worden wiére, falls das Verbringen oder Zuriickhalten
nicht stattgefunden hétte.

Das unter Buchstabe a genannte Sorgerecht kann insbesondere kraft Gesetzes, aufgrund einer
gerichtlichen oder behordlichen Entscheidung oder aufgrund einer nach dem Recht des
betreffenden Staates wirksamen Vereinbarung bestehen.

3) Solange die in Absatz 1 genannten Behdrden zustdndig bleiben, konnen die Behorden des
Vertragsstaats, in den das Kind verbracht oder in dem es zuriickgehalten wurde, nur die nach
Artikel 11 zum Schutz der Person oder des Vermdgens des Kindes erforderlichen dringenden
MaBnahmen treffen.

Artikel 8
(1)  Ausnahmsweise kann die nach Artikel 5 oder 6 zustindige Behorde eines Vertragsstaats,
wenn sie der Auffassung ist, dass die Behorde eines anderen Vertragsstaats besser in der Lage
waire, das Wohl des Kindes im Einzelfall zu beurteilen,

entweder diese Behorde unmittelbar oder mit Unterstiitzung der Zentralen Behorde dieses
Staates ersuchen, die Zustdandigkeit zu tibernehmen, um die Schutzmafinahmen zu treffen, die sie

fir erforderlich halt,

oder das Verfahren aussetzen und die Parteien einladen, bei der Behorde dieses anderen
Staates einen solchen Antrag zu stellen.

(2) Die Vertragsstaaten, deren Behdrden nach Absatz 1 ersucht werden konnen, sind
a) ein Staat, dem das Kind angehort,
b) ein Staat, in dem sich Vermogen des Kindes befindet,

c) ein Staat, bei dessen Behorden ein Antrag der Eltern des Kindes auf Scheidung,
Trennung, Authebung oder Nichtigerkldrung der Ehe anhéngig ist,

d) ein Staat, zu dem das Kind eine enge Verbindung hat.

3) Die betreffenden Behorden kdnnen einen Meinungsaustausch aufnehmen.
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4) Die nach Absatz 1 ersuchte Behorde kann die Zusténdigkeit anstelle der nach Artikel 5
oder 6 zustdndigen Behorde iibernehmen, wenn sie der Auffassung ist, dass dies dem Wohl des
Kindes dient.

Artikel 9

(1) Sind die in Artikel 8 Absatz 2 genannten Behdrden eines Vertragsstaats der Auffassung,
dass sie besser in der Lage sind, das Wohl des Kindes im Einzelfall zu beurteilen, so konnen sie

entweder die zustindige Behorde des Vertragsstaats des gewohnlichen Aufenthalts des
Kindes unmittelbar oder mit Unterstiitzung der Zentralen Behorde dieses Staates ersuchen, ihnen
zu gestatten, die Zusténdigkeit auszuiiben, um die von ihnen fiir erforderlich gehaltenen
SchutzmalBnahmen zu treffen,

oder die Parteien einladen, bei der Behorde des Vertragsstaats des gewohnlichen
Aufenthalts des Kindes einen solchen Antrag zu stellen.

2) Die betreffenden Behorden kénnen einen Meinungsaustausch aufnehmen.

(3)  Die Behorde, von welcher der Antrag ausgeht, darf die Zustdndigkeit anstelle der Behorde
des Vertragsstaats des gewohnlichen Aufenthalts des Kindes nur ausiiben, wenn diese den Antrag
angenommen hat.

Artikel 10

(1) Unbeschadet der Artikel 5 bis 9 konnen die Behorden eines Vertragsstaats in Ausiibung
ihrer Zustandigkeit fiir die Entscheidung iiber einen Antrag auf Scheidung, Trennung, Authebung
oder Nichtigerklarung der Ehe der Eltern eines Kindes, das seinen gewohnlichen Aufenthalt in
einem anderen Vertragsstaat hat, sofern das Recht ihres Staates dies zulédsst, MaB3inahmen zum
Schutz der Person oder des Vermdgens des Kindes treffen, wenn

a) einer der Eltern zu Beginn des Verfahrens seinen gewdhnlichen Aufenthalt in diesem
Staat und ein Elternteil die elterliche Verantwortung fiir das Kind hat und

b) die Eltern und jede andere Person, welche die elterliche Verantwortung fiir das Kind hat,

die Zustindigkeit dieser Behorden fiir das Ergreifen solcher Maflnahmen anerkannt haben und
diese Zustiandigkeit dem Wohl des Kindes entspricht.
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2) Die in Absatz 1 vorgesehene Zustiandigkeit fiir das Ergreifen von MaBnahmen zum Schutz
des Kindes endet, sobald die stattgebende oder abweisende Entscheidung liber den Antrag auf
Scheidung, Trennung, Aufthebung oder Nichtigerklarung der Ehe endgiiltig geworden ist oder das
Verfahren aus einem anderen Grund beendet wurde.

Artikel 11

(1) In allen dringenden Féllen sind die Behorden jedes Vertragsstaats, in dessen
Hoheitsgebiet sich das Kind oder ihm gehorendes Vermogen befindet, zusténdig, die
erforderlichen SchutzmaBBnahmen zu treffen.

(2)  MaBnahmen nach Absatz 1, die in bezug auf ein Kind mit gewdhnlichem Aufenthalt in
einem Vertragsstaat getroffen wurden, treten auller Kraft, sobald die nach den Artikeln 5 bis 10
zustdandigen Behdrden die durch die Umsténde gebotenen MalB3nahmen getroffen haben.

3) MalBnahmen nach Absatz 1, die in bezug auf ein Kind mit gewéhnlichem Aufenthalt in
einem Nichtvertragsstaat getroffen wurden, treten in jedem Vertragsstaat auBer Kraft, sobald dort
die durch die Umstinde gebotenen und von den Behorden eines anderen Staates getroffenen
MaBnahmen anerkannt werden.

www.ris.bka.gv.at



BGBL. III - Ausgegeben am 7. April 2011 - Nr. 49 8 von 28

Artikel 12

(1)  Vorbehaltlich des Artikels 7 sind die Behorden eines Vertragsstaats, in dessen
Hoheitsgebiet sich das Kind oder ihm gehorendes Vermogen befindet, zusténdig, vorlaufige und
auf das Hoheitsgebiet dieses Staates beschrinkte MaBBnahmen zum Schutz der Person oder des
Vermogens des Kindes zu treffen, soweit solche MaB3nahmen nicht mit den Maflnahmen
unvereinbar sind, welche die nach den Artikeln 5 bis 10 zustindigen Behorden bereits getroffen
haben.

(2)  MaBnahmen nach Absatz 1, die in bezug auf ein Kind mit gewdhnlichem Aufenthalt in
einem Vertragsstaat getroffen wurden, treten auller Kraft, sobald die nach den Artikeln 5 bis 10
zustidndigen Behorden eine Entscheidung iiber die Schutzma3nahmen getroffen haben, die durch
die Umstidnde geboten sein konnten.

(3)  Malnahmen nach Absatz 1, die in bezug auf ein Kind mit gewdhnlichem Aufenthalt in
einem Nichtvertragsstaat getroffen wurden, treten in dem Vertragsstaat auller Kraft, in dem sie
getroffen worden sind, sobald dort die durch die Umsténde gebotenen und von den Behdrden
eines anderen Staates getroffenen Mallnahmen anerkannt werden.

Artikel 13

(1) Die Behorden eines Vertragsstaats, die nach den Artikeln 5 bis 10 zusténdig sind,
Malnahmen zum Schutz der Person oder des Vermogens des Kindes zu treffen, diirfen diese
Zustindigkeit nicht ausiiben, wenn bei Einleitung des Verfahrens entsprechende Mafinahmen bei
den Behorden eines anderen Vertragsstaats beantragt worden sind, die in jenem Zeitpunkt nach
den Artikeln 5 bis 10 zustindig waren, und diese MaBBnahmen noch gepriift werden.

(2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn die Behorden, bei denen MafBBnahmen zuerst
beantragt wurden, auf ihre Zustdndigkeit verzichtet haben.

Artikel 14

Selbst wenn durch eine Anderung der Umstiinde die Grundlage der Zustindigkeit wegfillt,
bleiben die nach den Artikeln 5 bis 10 getroffenen Malnahmen innerhalb ihrer Reichweite so
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lange in Kraft, bis die nach diesem Ubereinkommen zustéindigen Behorden sie éndern, ersetzen
oder autheben.

Kapitel III Anzuwendendes Recht

Artikel 15

(1) Bei der Ausiibung ihrer Zustdandigkeit nach Kapitel II wenden die Behdrden der
Vertragsstaaten ihr eigenes Recht an.

2) Soweit es der Schutz der Person oder des Vermogens des Kindes erfordert, konnen sie
jedoch ausnahmsweise das Recht eines anderen Staates anwenden oder beriicksichtigen, zu dem
der Sachverhalt eine enge Verbindung hat.

3) Wechselt der gewohnliche Aufenthalt des Kindes in einen anderen Vertragsstaat, so
bestimmt das Recht dieses anderen Staates vom Zeitpunkt des Wechsels an die Bedingungen,
unter denen die im Staat des friiheren gew6hnlichen Aufenthalts getroffenen Malnahmen
angewendet werden.
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Artikel 16

(1)  Die Zuweisung oder das Erloschen der elterlichen Verantwortung kraft Gesetzes ohne
Einschreiten eines Gerichts oder einer Verwaltungsbehdrde bestimmt sich nach dem Recht des
Staates des gewohnlichen Aufenthalts des Kindes.

2) Die Zuweisung oder das Erloschen der elterlichen Verantwortung durch eine
Vereinbarung oder ein einseitiges Rechtsgeschéft ohne Einschreiten eines Gerichts oder einer
Verwaltungsbehorde bestimmt sich nach dem Recht des Staates des gewohnlichen Aufenthalts
des Kindes in dem Zeitpunkt, in dem die Vereinbarung oder das einseitige Rechtsgeschift
wirksam wird.

(3)  Die elterliche Verantwortung nach dem Recht des Staates des gewohnlichen Aufenthalts
des Kindes besteht nach dem Wechsel dieses gewohnlichen Aufenthalts in einen anderen Staat
fort.

4) Wechselt der gewohnliche Aufenthalt des Kindes, so bestimmt sich die Zuweisung der
elterlichen Verantwortung kraft Gesetzes an eine Person, die diese Verantwortung nicht bereits
hat, nach dem Recht des Staates des neuen gewohnlichen Aufenthalts.

Artikel 17
Die Ausiibung der elterlichen Verantwortung bestimmt sich nach dem Recht des Staates des

gewohnlichen Aufenthalts des Kindes. Wechselt der gewdhnliche Aufenthalt des Kindes, so
bestimmt sie sich nach dem Recht des Staates des neuen gewohnlichen Aufenthalts.

Artikel 18

Durch MaBnahmen nach diesem Ubereinkommen kann die in Artikel 16 genannte elterliche
Verantwortung entzogen oder konnen die Bedingungen ihrer Ausiibung geidndert werden.
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Artikel 19

(1) Die Giiltigkeit eines Rechtsgeschéfts zwischen einem Dritten und einer anderen Person,
die nach dem Recht des Staates, in dem das Rechtsgeschéft abgeschlossen wurde, als gesetzlicher
Vertreter zu handeln befugt wire, kann nicht allein deswegen bestritten und der Dritte nicht nur
deswegen verantwortlich gemacht werden, weil die andere Person nach dem in diesem Kapitel
bestimmten Recht nicht als gesetzlicher Vertreter zu handeln befugt war, es sei denn, der Dritte
wusste oder hétte wissen miissen, dass sich die elterliche Verantwortung nach diesem Recht
bestimmte.

2) Absatz 1 ist nur anzuwenden, wenn das Rechtsgeschift unter Anwesenden im
Hoheitsgebiet desselben Staates geschlossen wurde.

Artikel 20

Dieses Kapitel ist anzuwenden, selbst wenn das darin bestimmte Recht das eines
Nichtvertragsstaats ist.

Artikel 21

(1)  Der Begriff "Recht" im Sinn dieses Kapitels bedeutet das in einem Staat geltende Recht
mit Ausnahme des Kollisionsrechts.

(2)  Istjedoch das nach Artikel 16 anzuwendende Recht das eines Nichtvertragsstaats und
verweist das Kollisionsrecht dieses Staates auf das Recht eines anderen Nichtvertragsstaats, der
sein eigenes Recht anwenden wiirde, so ist das Recht dieses anderen Staates anzuwenden.
Betrachtet sich das Recht dieses anderen Nichtvertragsstaats als nicht anwendbar, so ist das nach
Artikel 16 bestimmte Recht anzuwenden.

Artikel 22
Die Anwendung des in diesem Kapitel bestimmten Rechts darf nur versagt werden, wenn sie der

offentlichen Ordnung (ordre public) offensichtlich widerspricht, wobei das Wohl des Kindes zu
berticksichtigen ist.
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Kapitel IV Anerkennung und Vollstreckung

Artikel 23

(1) Die von den Behorden eines Vertragsstaats getroffenen Maflnahmen werden kraft
Gesetzes in den anderen Vertragsstaaten anerkannt.

(2)  Die Anerkennung kann jedoch versagt werden,

a) wenn die Maflnahme von einer Behorde getroffen wurde, die nicht nach Kapitel 11
zustandig war;

b) wenn die MaBnahme, auler in dringenden Fillen, im Rahmen eines Gerichts oder
Verwaltungsverfahrens getroffen wurde, ohne dass dem Kind die Moglichkeit eingerdumt
worden war, gehort zu werden, und dadurch gegen wesentliche Verfahrensgrundsitze des
ersuchten Staates verstoflen wurde;

c) auf Antrag jeder Person, die geltend macht, dass die MaBBnahme ihre elterliche
Verantwortung beeintrichtigt, wenn diese Malnahme, auf3er in dringenden Féllen, getroffen
wurde, ohne dass dieser Person die Moglichkeit eingerdumt worden war, gehort zu werden;

d) wenn die Anerkennung der 6ffentlichen Ordnung (ordre public) des ersuchten Staates
offensichtlich widerspricht, wobei das Wohl des Kindes zu beriicksichtigen ist;

e) wenn die Maflnahme mit einer spéter im Nichtvertragsstaat des gewdhnlichen Aufenthalts
des Kindes getroffenen MaBBnahme unvereinbar ist, sofern die spitere MaBBnahme die fiir ihre

Anerkennung im ersuchten Staat erforderlichen Voraussetzungen erfiillt;

f) wenn das Verfahren nach Artikel 33 nicht eingehalten wurde.

Artikel 24

Unbeschadet des Artikels 23 Absatz 1 kann jede betroffene Person bei den zustéindigen Behdrden
eines Vertragsstaats beantragen, dass iiber die Anerkennung oder Nichtanerkennung einer in
einem anderen Vertragsstaat getroffenen Mallnahme entschieden wird. Das Verfahren bestimmt
sich nach dem Recht des ersuchten Staates.

www.ris.bka.gv.at



BGBL. III - Ausgegeben am 7. April 2011 - Nr. 49 13 von 28

13

Artikel 25

Die Behorde des ersuchten Staates ist an die Tatsachenfeststellungen gebunden, auf welche die
Behorde des Staates, in dem die Mallnahme getroffen wurde, ihre Zustdndigkeit gestiitzt hat.

Artikel 26

(1) Erfordern die in einem Vertragsstaat getroffenen und dort vollstreckbaren MaBnahmen in
einem anderen Vertragsstaat Vollstreckungshandlungen, so werden sie in diesem anderen Staat
auf Antrag jeder betroffenen Partei nach dem im Recht dieses Staates vorgesehenen Verfahren
fiir vollstreckbar erklirt oder zur Vollstreckung registriert.

2) Jeder Vertragsstaat wendet auf die Vollstreckbarerklarung oder die Registrierung ein
einfaches und schnelles Verfahren an.

3) Die Vollstreckbarerkldrung oder die Registrierung darf nur aus einem der in Artikel 23
Absatz 2 vorgesehenen Griinde versagt werden.

Artikel 27

Vorbehaltlich der fiir die Anwendung der vorstehenden Artikel erforderlichen Uberpriifung darf
die getroffene Maflnahme in der Sache selbst nicht nachgepriift werden.

Artikel 28

Die in einem Vertragsstaat getroffenen und in einem anderen Vertragsstaat fiir vollstreckbar
erklarten oder zur Vollstreckung registrierten Mafinahmen werden dort vollstreckt, als seien sie
von den Behorden dieses anderen Staates getroffen worden. Die Vollstreckung richtet sich nach
dem Recht des ersuchten Staates unter Beachtung der darin vorgesehenen Grenzen, wobei das
Wohl des Kindes zu beriicksichtigen ist.
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Kapitel V' Zusammenarbeit

Artikel 29

(1) Jeder Vertragsstaat bestimmt eine Zentrale Behorde, welche die ihr durch dieses
Ubereinkommen iibertragenen Aufgaben wahrnimmt.

(2) Einem Bundesstaat, einem Staat mit mehreren Rechtssystemen oder einem Staat, der aus
autonomen Gebietseinheiten besteht, steht es frei, mehrere Zentrale Behorden zu bestimmen und
deren rdumliche und personliche Zustandigkeit festzulegen. Macht ein Staat von dieser
Moglichkeit Gebrauch, so bestimmt er die Zentrale Behorde, an welche Mitteilungen zur
Ubermittlung an die zustindige Zentrale Behorde in diesem Staat gerichtet werden konnen.

Artikel 30

(1) Die Zentralen Behorden arbeiten zusammen und fordern die Zusammenarbeit der
zustidndigen Behorden ihrer Staaten, um die Ziele dieses Ubereinkommens zu verwirklichen.

(2)  Im Zusammenhang mit der Anwendung dieses Ubereinkommens treffen sie die
geeigneten Maflnahmen, um Auskiinfte iiber das Recht ihrer Staaten sowie die in ihren Staaten
fiir den Schutz von Kindern verfligbaren Dienste zu erteilen.
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Artikel 31

Die Zentrale Behorde eines Vertragsstaats trifft unmittelbar oder mit Hilfe staatlicher Behorden
oder sonstiger Stellen alle geeigneten Vorkehrungen, um

a) die Mitteilungen zu erleichtern und die Unterstiitzung anzubieten, die in den Artikeln 8
und 9 und in diesem Kapitel vorgesehen sind,

b) durch Vermittlung, Schlichtung oder dhnliche Mittel giitliche Einigungen zum Schutz der
Person oder des Vermdgens des Kindes bei Sachverhalten zu erleichtern, auf dieses
Ubereinkommen anzuwenden ist;

c) auf Ersuchen der zustandigen Behorde eines anderen Vertragsstaats bei der Ermittlung
des Aufenthaltsorts des Kindes Unterstiitzung zu leisten, wenn der Anschein besteht, dass das
Kind sich im Hoheitsgebiet des ersuchten Staates befindet und Schutz bendtigt.

Artikel 32

Auf begriindetes Ersuchen der Zentralen Behorde oder einer anderen zustdndigen Behorde eines
Vertragsstaats, zu dem das Kind eine enge Verbindung hat, kann die Zentrale Behdrde des
Vertragsstaats, in dem das Kind seinen gewdhnlichen Aufenthalt hat und in dem es sich befindet,
unmittelbar oder mit Hilfe staatlicher Behdrden oder sonstiger Stellen

a) einen Bericht {iber die Lage des Kindes erstatten;

b) die zustidndige Behorde ihres Staates ersuchen zu priifen, ob Malnahmen zum Schutz der
Person oder des Vermdgens des Kindes erforderlich sind.

Artikel 33

(1) Erwigt die nach den Artikeln 5 bis 10 zusténdige Behorde die Unterbringung des Kindes
in einer Pflegefamilie oder einem Heim oder seine Betreuung durch Kafala oder eine
entsprechende Einrichtung und soll es in einem anderen Vertragsstaat untergebracht oder betreut
werden, so zieht sie vorher die Zentrale Behdrde oder eine andere zustdndige Behorde dieses
Staates zu Rate. Zu diesem Zweck libermittelt sie ihr einen Bericht {iber das Kind und die Griinde
ihres Vorschlags zur Unterbringung oder Betreuung.
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2) Die Entscheidung iiber die Unterbringung oder Betreuung kann im ersuchenden Staat nur
getroffen werden, wenn die Zentrale Behorde oder eine andere zustindige Behorde des ersuchten
Staates dieser Unterbringung oder Betreuung zugestimmt hat, wobei das Wohl des Kindes zu
berticksichtigen ist.

Artikel 34

(1) Wird eine Schutzmassnahme erwogen, so kénnen die nach diesem Ubereinkommen
zustandigen Behorden, sofern die Lage des Kindes dies erfordert, jede Behorde eines anderen
Vertragsstaats, die liber sachdienliche Informationen fiir den Schutz des Kindes verfiigt,
ersuchen, sie ihnen mitzuteilen.

2) Jeder Vertragsstaat kann erkldren, dass Ersuchen nach Absatz 1 seinen Behorden nur iiber
seine Zentrale Behorde zu tibermitteln sind.
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Artikel 35

(1)  Die zustdndigen Behorden eines Vertragsstaats konnen die Behdrden eines anderen
Vertragsstaats ersuchen, ihnen bei der Durchfiihrung der nach diesem Ubereinkommen
getroffenen SchutzmaBBnahmen Hilfe zu leisten, insbesondere um die wirksame Ausiibung des
Rechts auf personlichen Verkehr sowie des Rechts sicherzustellen, regelmifBige unmittelbare
Kontakte aufrechtzuerhalten.

2) Die Behorden eines Vertragsstaats, in dem das Kind keinen gewohnlichen Aufenthalt hat,
konnen auf Antrag eines Elternteils, der sich in diesem Staat authilt und der ein Recht auf
personlichen Verkehr zu erhalten oder beizubehalten wiinscht, Auskiinfte oder Beweise einholen
und Feststellungen tiber die Eignung dieses Elternteils zur Ausiibung des Rechts auf personlichen
Verkehr und die Bedingungen seiner Ausiibung treffen. Eine Behdrde, die nach den Artikeln 5
bis 10 fiir die Entscheidung tiber das Recht auf personlichen Verkehr zusténdig ist, hat vor ihrer
Entscheidung diese Auskiinfte, Beweise und Feststellungen zuzulassen und zu beriicksichtigen.

3) Eine Behorde, die nach den Artikeln 5 bis 10 fiir die Entscheidung iiber das Recht auf
personlichen Verkehr zusténdig ist, kann das Verfahren bis zum Vorliegen des Ergebnisses des in
Absatz 2 vorgesehenen Verfahrens aussetzen, insbesondere wenn bei ihr ein Antrag auf
Anderung oder Aufhebung des Rechts auf persénlichen Verkehr anhiingig ist, das die Behdrden
des Staates des fritheren gewohnlichen Aufenthalts des Kindes eingerdumt haben.

4) Dieser Artikel hindert eine nach den Artikeln 5 bis 10 zustidndige Behorde nicht, bis zum
Vorliegen des Ergebnisses des in Absatz 2 vorgesehenen Verfahrens vorlaufige MaBBinahmen zu
treffen.

Artikel 36

Ist das Kind einer schweren Gefahr ausgesetzt, so benachrichtigen die zustdndigen Behorden des
Vertragsstaats, in dem MaBBnahmen zum Schutz dieses Kindes getroffen wurden oder in Betracht
gezogen werden, sofern sie iiber den Wechsel des Aufenthaltsorts in einen anderen Staat oder die
dortige Anwesenheit des Kindes unterrichtet sind, die Behorden dieses Staates von der Gefahr
und den getroffenen oder in Betracht gezogenen MaBBnahmen.
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Artikel 37

Eine Behorde darf nach diesem Kapitel weder um Informationen ersuchen noch solche erteilen,
wenn dadurch nach ihrer Auffassung die Person oder das Vermodgen des Kindes in Gefahr
geraten konnte oder die Freiheit oder das Leben eines Familienangehorigen des Kindes ernsthaft
bedroht wiirde.

Artikel 38

(1) Unbeschadet der Mdglichkeit, fiir die erbrachten Dienstleistungen angemessene Kosten zu
verlangen, tragen die Zentralen Behdrden und die anderen staatlichen Behorden der
Vertragsstaaten die Kosten, die ihnen durch die Anwendung dieses Kapitels entstehen.

(2)  Jeder Vertragsstaat kann mit einem oder mehreren anderen Vertragsstaaten
Vereinbarungen iiber die Kostenaufteilung treffen.

Artikel 39

Jeder Vertragsstaat kann mit einem oder mehreren anderen Vertragsstaaten Vereinbarungen
treffen, um die Anwendung dieses Kapitels in ihren gegenseitigen Beziehungen zu erleichtern.
Die Staaten, die solche Vereinbarungen getroffen haben, iibermitteln dem Depositar dieses
Ubereinkommens eine Abschrift.

Kapitel VI Allgemeine Bestimmungen

Artikel 40

(1)  Die Behorden des Vertragsstaats, in dem das Kind seinen gewdhnlichen Aufenthalt hat
oder in dem eine Schutzmassnahme getroffen wurde, konnen dem Tréger der elterlichen
Verantwortung oder jedem, dem der Schutz der Person oder des Vermdgens des Kindes
anvertraut wurde, auf dessen Antrag eine Bescheinigung iiber seine Berechtigung zum Handeln
und die ihm tibertragenen Befugnisse ausstellen.
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2) Die Richtigkeit der Berechtigung zum Handeln und der Befugnisse, die bescheinigt sind,
wird bis zum Beweis des Gegenteils vermutet.

(3)  Jeder Vertragsstaat bestimmt die fiir die Ausstellung der Bescheinigung zustdndigen
Behorden.
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Artikel 41

Die nach diesem Ubereinkommen gesammelten oder {ibermittelten personenbezogenen Daten
diirfen nur fiir die Zwecke verwendet werden, zu denen sie gesammelt oder {ibermittelt wurden.

Artikel 42

Behorden, denen Informationen iibermittelt werden, stellen nach dem Recht ihres Staates deren
vertrauliche Behandlung sicher.

Artikel 43

Die nach diesem Ubereinkommen iibermittelten oder ausgestellten Schriftstiicke sind von jeder
Beglaubigung oder entsprechenden Formlichkeit befreit.

Artikel 44

Jeder Vertragsstaat kann die Behorden bestimmen, an die Ersuchen nach den Artikeln 8, 9 und 33
zu richten sind.

Artikel 45

(1) Die nach den Artikeln 29 und 44 bestimmten Behorden werden dem Stindigen Biiro der
Haager Konferenz fiir Internationales Privatrecht mitgeteilt.

(2) Die Erkldrung nach Artikel 34 Absatz 2 wird gegentiber dem Depositar dieses
Ubereinkommens abgegeben.
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Artikel 46

Ein Vertragsstaat, in dem verschiedene Rechtssysteme oder Gesamtheiten von Regeln fiir den
Schutz der Person und des Vermodgens des Kindes gelten, muss die Regeln dieses
Ubereinkommens nicht auf Kollisionen anwenden, die allein zwischen diesen verschiedenen
Rechtssystemen oder Gesamtheiten von Regeln bestehen.

Artikel 47

Gelten in einem Staat in bezug auf die in diesem Ubereinkommen geregelten Angelegenheiten
zwei oder mehr Rechtssysteme oder Gesamtheiten von Regeln in verschiedenen
Gebietseinheiten, so ist jede Verweisung

1. auf den gewohnlichen Aufenthalt in diesem Staat als Verweisung auf den gewdhnlichen
Aufenthalt in einer Gebietseinheit zu verstehen;

2. auf die Anwesenheit des Kindes in diesem Staat als Verweisung auf die Anwesenheit des
Kindes in einer Gebietseinheit zu verstehen;

3. auf die Belegenheit des Vermogens des Kindes in diesem Staat als Verweisung auf die
Belegenheit des Vermogens des Kindes in einer Gebietseinheit zu verstehen;

4. auf den Staat, dem das Kind angehort, als Verweisung auf die von dem Recht dieses
Staates bestimmte Gebietseinheit oder, wenn solche Regeln fehlen, als Verweisung auf die
Gebietseinheit zu verstehen, mit der das Kind die engste Verbindung hat;

5. auf den Staat, bei dessen Behdrden ein Antrag auf Scheidung, Trennung, Authebung oder
Nichtigerklarung der Ehe der Eltern des Kindes anhéngig ist, als Verweisung auf die
Gebietseinheit zu verstehen, bei deren Behorden ein solcher Antrag anhéngig ist;

6. auf den Staat, mit dem das Kind eine enge Verbindung hat, als Verweisung auf die
Gebietseinheit zu verstehen, mit der das Kind eine solche Verbindung hat;

7. auf den Staat, in den das Kind verbracht oder in dem es zuriickgehalten wurde, als
Verweisung auf die Gebietseinheit zu verstehen, in die das Kind verbracht oder in der es
zurlickgehalten wurde;

8. auf Stellen oder Behorden dieses Staates, die nicht Zentrale Behorden sind, als
Verweisung auf die Stellen oder Behorden zu verstehen, die in der betreffenden Gebietseinheit
handlungsbefugt sind;

9. auf das Recht, das Verfahren oder die Behorde des Staates, in dem eine Mal3nahme

getroffen wurde, als Verweisung auf das Recht, das Verfahren oder die Behorde der
Gebietseinheit zu verstehen, in der diese Maflnahme getroffen wurde;
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10. auf das Recht, das Verfahren oder die Behorde des ersuchten Staates als Verweisung auf
das Recht, das Verfahren oder die Behorde der Gebietseinheit zu verstehen, in der die
Anerkennung oder Vollstreckung geltend gemacht wird.

Artikel 48

Hat ein Staat zwei oder mehr Gebietseinheiten mit eigenen Rechtssystemen oder Gesamtheiten
von Regeln fiir die in diesem Ubereinkommen geregelten Angelegenheiten, so gilt zur
Bestimmung des nach Kapitel III anzuwendenden Rechts folgendes:

a) Sind in diesem Staat Regeln in Kraft, die das Recht einer bestimmten Gebietseinheit fiir
anwendbar erkldren, so ist das Recht dieser Einheit anzuwenden;

b) fehlen solche Regeln, so ist das Recht der in Artikel 47 bestimmten Gebietseinheit
anzuwenden.

Artikel 49

Hat ein Staat zwei oder mehr Rechtssysteme oder Gesamtheiten von Regeln, die auf verschiedene
Personengruppen hinsichtlich der in diesem Ubereinkommen geregelten Angelegenheiten
anzuwenden sind, so gilt zur Bestimmung des nach Kapitel III anzuwendenden Rechts folgendes:

a) Sind in diesem Staat Regeln in Kraft, die bestimmen, welches dieser Rechte anzuwenden
ist, so ist dieses anzuwenden;

b) fehlen solche Regeln, so ist das Rechtssystem oder die Gesamtheit von Regeln
anzuwenden, mit denen das Kind die engste Verbindung hat.

Artikel 50

Dieses Ubereinkommen lisst das Ubereinkommen vom 25. Oktober 1980 iiber die
zivilrechtlichen Aspekte internationaler Kindesentfiihrung im Verhéltnis zwischen den
Vertragsparteien beider Ubereinkommen unberiihrt. Einer Berufung auf Bestimmungen dieses
Ubereinkommens zu dem Zweck, die Riickkehr eines widerrechtlich verbrachten oder
zurlickgehaltenen Kindes zu erwirken oder das Recht auf personlichen Verkehr durchzufiihren,
steht jedoch nichts entgegen.
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Artikel 51

Im Verhiltnis zwischen den Vertragsstaaten ersetzt dieses Ubereinkommen das Ubereinkommen
vom 5. Oktober 1961 {iber die Zustdndigkeit der Behorden und das anzuwendende Recht auf dem
Gebiet des Schutzes von Minderjdhrigen und das am 12. Juni 1902 in Den Haag unterzeichnete
Abkommen zur Regelung der Vormundschaft iber Minderjdhrige, unbeschadet der Anerkennung
von MafBinahmen, die nach dem genannten Ubereinkommen vom 5. Oktober 1961 getroffen
wurden.

Artikel 52

(1) Dieses Ubereinkommen lisst internationale Ubereinkiinfte unberiihrt, denen
Vertragsstaaten als Vertragsparteien angehoren und die Bestimmungen {iber die im vorliegenden
Ubereinkommen geregelten Angelegenheiten enthalten, sofern die durch eine solche
Ubereinkunft gebundenen Staaten keine gegenteilige Erklirung abgeben.

2) Dieses Ubereinkommen lisst die Moglichkeit unberiihrt, dass ein oder mehrere
Vertragsstaaten Vereinbarungen treffen, die in bezug auf Kinder mit gewdhnlichem Aufenthalt in
einem der Staaten, die Vertragsparteien solcher Vereinbarungen sind, Bestimmungen {iber die in
diesem Ubereinkommen geregelten Angelegenheiten enthalten.

3) Kiinftige Vereinbarungen eines oder mehrerer Vertragsstaaten iiber Angelegenheiten im
Anwendungsbereich dieses Ubereinkommens lassen im Verhéltnis zwischen solchen Staaten und
anderen Vertragsstaaten die Anwendung der Bestimmungen des Ubereinkommens unberiihrt.

4) Die Absitze 1 bis 3 gelten auch fiir Einheitsrecht, das auf besonderen Verbindungen
insbesondere regionaler Art zwischen den betroffenen Staaten beruht.

Artikel 53

(1)  Dieses Ubereinkommen ist nur auf MaBnahmen anzuwenden, die in einem Staat getroffen
werden, nachdem das Ubereinkommen fiir diesen Staat in Kraft getreten ist.

(2)  Dieses Ubereinkommen ist auf die Anerkennung und Vollstreckung von MaBnahmen

anzuwenden, die getroffen wurden, nachdem es im Verhiltnis zwischen dem Staat, in dem die
MaBnahmen getroffen wurden, und dem ersuchten Staat in Kraft getreten ist.
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Artikel 54
(1)  Mitteilungen an die Zentrale Behdrde oder eine andere Behorde eines Vertragsstaats
werden in der Originalsprache zugesandt; sie miissen von einer Ubersetzung in die Amtssprache

oder eine der Amtssprachen des anderen Staates oder, wenn eine solche Ubersetzung nur schwer
erhaltlich ist, von einer Ubersetzung ins Franzosische oder Englische begleitet sein.

2) Ein Vertragsstaat kann jedoch einen Vorbehalt nach Artikel 60 anbringen und darin gegen
die Verwendung des Franzosischen oder Englischen, jedoch nicht beider Sprachen, Einspruch
erheben.

Artikel 55
(1) Ein Vertragsstaat kann sich nach Artikel 60

a) die Zustindigkeit seiner Behorden vorbehalten, Mallnahmen zum Schutz des in seinem
Hoheitsgebiet befindlichen Vermogens eines Kindes zu treffen;

b) vorbehalten, die elterliche Verantwortung oder eine Mallnahme nicht anzuerkennen,

soweit sie mit einer von seinen Behdrden in bezug auf dieses Vermdgen getroffenen Mafinahme
unvereinbar ist.

2) Der Vorbehalt kann auf bestimmte Vermdgensarten beschrankt werden.

Artikel 56
Der Generalsekretdr der Haager Konferenz fiir Internationales Privatrecht beruft in regelméafBigen

Absténden eine Spezialkommission zur Priifung der praktischen Durchfiihrung dieses
Ubereinkommens ein.
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Kapitel VII Schlussbestimmungen

Artikel 57

(1) Dieses Ubereinkommen liegt fiir die Staaten, die zur Zeit der Achtzehnten Tagung der
Haager Konferenz fiir Internationales Privatrecht Mitglied der Konferenz waren, zur
Unterzeichnung auf.

(2) Es bedarf der Ratifikation, Annahme oder Genehmigung; die Ratifikations-, Annahme-
oder Genehmigungsurkunden werden beim Ministerium fiir Auswértige Angelegenheiten des
Konigreichs der Niederlande, dem Depositar dieses Ubereinkommens, hinterlegt.

Artikel 58

(1) Jeder andere Staat kann diesem Ubereinkommen beitreten, sobald es nach Artikel 61
Absatz 1 in Kraft getreten ist.

(2)  Die Beitrittsurkunde wird beim Depositar hinterlegt.

3) Der Beitritt wirkt nur im Verhaltnis zwischen dem beitretenden Staat und den
Vertragsstaaten, die innerhalb von sechs Monaten nach Eingang der in Artikel 63 Buchstabe b
vorgesehenen Notifikation keinen Einspruch gegen den Beitritt erhoben haben. Nach dem Beitritt
kann ein solcher Einspruch auch von jedem Staat in dem Zeitpunkt erhoben werden, in dem er
dieses Ubereinkommen ratifiziert, annimmt oder genechmigt. Die Einspriiche werden dem
Depositar notifiziert.

Artikel 59

(1)  Ein Staat, der aus zwei oder mehr Gebietseinheiten besteht, in denen fiir die in diesem
Ubereinkommen behandelten Angelegenheiten unterschiedliche Rechtssysteme gelten, kann bei
der Unterzeichnung, der Ratifikation, der Annahme, der Genehmigung oder dem Beitritt erklédren,
dass das Ubereinkommen auf alle seine Gebietseinheiten oder nur auf eine oder mehrere davon
erstreckt wird; er kann diese Erkldrung durch Abgabe einer neuen Erklarung jederzeit d&ndern.
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2) Jede derartige Erkldrung wird dem Depositar unter ausdriicklicher Bezeichnung der
Gebietseinheiten notifiziert, auf die dieses Ubereinkommen angewendet wird.

3) Gibt ein Staat keine Erklirung nach diesem Artikel ab, so ist dieses Ubereinkommen auf
sein gesamtes Hoheitsgebiet anzuwenden.

Artikel 60

(1) Jeder Staat kann spitestens bei der Ratifikation, der Annahme, der Genehmigung oder
dem Beitritt oder bei Abgabe einer Erklarung nach Artikel 59 einen der in Artikel 54 Absatz 2
und Artikel 55 vorgesehenen Vorbehalte oder beide anbringen. Weitere Vorbehalte sind nicht
zuldssig.

(2)  Jeder Staat kann einen von ihm angebrachten Vorbehalt jederzeit zuriicknehmen. Die
Riicknahme wird dem Depositar notifiziert.

(3)  Die Wirkung des Vorbehalts endet am ersten Tag des dritten Kalendermonats nach der in
Absatz 2 genannten Notifikation.

Artikel 61

(1) Dieses Ubereinkommen tritt am ersten Tag des Monats in Kraft, der auf einen
Zeitabschnitt von drei Monaten nach der in Artikel 57 vorgesehenen Hinterlegung der dritten
Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunde folgt.

2) Danach tritt dieses Ubereinkommen in Kraft

a) fiir jeden Staat, der es spater ratifiziert, annimmt oder genehmigt, am ersten Tag des
Monats, der auf einen Zeitabschnitt von drei Monaten nach Hinterlegung seiner Ratifikations-,
Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde folgt;

b) fiir jeden Staat, der ihm beitritt, am ersten Tag des Monats, der auf einen Zeitabschnitt

von drei Monaten nach Ablauf der in Artikel 58 Absatz 3 vorgesehenen Frist von sechs Monaten
folgt;
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c) fiir die Gebietseinheiten, auf die es nach Artikel 59 erstreckt worden ist, am ersten Tag
des Monats, der auf einen Zeitabschnitt von drei Monaten nach der in jenem Artikel
vorgesehenen Notifikation folgt.

Artikel 62
(1) Jeder Vertragsstaat kann dieses Ubereinkommen durch eine an den Depositar errichtete

schriftliche Notifikation kiindigen. Die Kiindigung kann sich auf bestimmte Gebietseinheiten
beschrinken, auf die das Ubereinkommen angewendet wird.

2) Die Kiindigung wird am ersten Tag des Monats wirksam, der auf einen Zeitabschnitt von
zwOlf Monaten nach Eingang der Notifikation beim Depositar folgt. Ist in der Notifikation fiir
das Wirksamwerden der Kiindigung ein ldngerer Zeitabschnitt angegeben, so wird die Kiindigung
nach Ablauf des entsprechenden Zeitabschnitts wirksam.

Artikel 63

Der Depositar notifiziert den Mitgliedstaaten der Haager Konferenz fiir Internationales
Privatrecht sowie den Staaten, die nach Artikel 58 beigetreten sind,

a) jede Unterzeichnung, Ratifikation, Annahme und Genehmigung nach Artikel 57,
b) jeden Beitritt und jeden Einspruch gegen einen Beitritt nach Artikel 58;

c) den Tag, an dem dieses Ubereinkommen nach Artikel 61 in Kraft tritt;

d) jede Erklarung nach Artikel 34 Absatz 2 und Artikel 59;

e) jede Vereinbarung nach Artikel 39;

f) jeden Vorbehalt nach Artikel 54 Absatz 2 und Artikel 55 sowie jede Riicknahme eines
Vorbehalts nach Artikel 60 Absatz 2;

g) jede Kiindigung nach Artikel 62.

Zu Urkund dessen haben die hierzu gehérig befugten Unterzeichneten dieses Ubereinkommen
unterschrieben.
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Geschehen in Den Haag am 19. Oktober 1996

in franzosischer und englischer Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermallen verbindlich ist, in
einer Urschrift, die im Archiv der Regierung des Konigreichs der Niederlande hinterlegt und von
der jedem Staat, der zur Zeit der Achtzehnten Tagung der Haager Konferenz fiir Internationales
Privatrecht Mitglied der Konferenz war, auf diplomatischem Weg eine beglaubigte Abschrift
tibermittelt wird.

e Unterzeichner serialNumber=1026761,CN=Bundeskanzleramt,C=AT
\ T
\_sﬁ\' f“?@e Datum/Zeit 2017-11-27T22:30:08+01:00

< -
i 3 S Informationen zur Prifung des elektronischen Siegels bzw. der elektronischen

Priifinformation Signatur finden Sie unter: https://www.signaturpruefung.gv.at
Informationen zur Priifung des Ausdrucks finden Sie unter:
BUNDESKANZLERAMT https://www.bka.gv.at/verifizierung
AMTSSIGNATUR Hinweis Dieses Dokument wurde amtssigniert.

www.ris.bka.gv.at




		2017-11-27T22:30:08+0100
	serialNumber=1026761,CN=Bundeskanzleramt,C=AT
	Informationen zur Prüfung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at




